Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 248 


Antrag 

der Abgeordneten Hödierl, Strauß, Stücklen und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung von Straffreiheit 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


strafe von insgesamt mehr als einem Monat 
vorbestraft oder seine Unterbringung in ein 
Arbeitshaus angeordnet war. 


§1 


Anwendungsbereich 

Für Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, 
die vor dem 9. September 1953 begangen 
sind, wird nach folgenden Vorschriften Straf- 
freiheit gewährt: 


§2 

Allgemeine Straftaten 

(1) Straftaten, die beim Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes rechtskräftig verhängt und noch 
nicht vollstreckt sind, werden erlassen, wenn 
sie in Freiheitsstrafe von nicht mehr als drei 
Monaten und Geldstrafe, bei der die Ersatz- 
freiheitsstrafe drei Monate nicht übersteigt, 
allein oder nebeneinander bestehen. 

(2) Anhängige Verfahren werden einge- 
stellt, wenn keine schwereren Strafen als Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Monaten und Geld- 
strafe, bei der die Ersatzfreiheitsstrafe drei 
Monate nicht übersteigt, allein oder neben- 
einander, zu erwarten sind. Unter denselben 
Voraussetzungen werden neue Verfahren 
nicht eingeleitet. 

(3) Straffreiheit wird nicht gewährt, wenn 
der Täter zur Zeit der Tat wegen Verbrechen 
oder vorsätzlichem Vergehen mit Freiheits- 


§3 


Verschleierung des Personenstandes 

(1) Für Straftaten, die zur Verschleierung 
des Personenstandes aus politischen Gründen 
begangen worden sind, wird über § 2 hinaus 
Straffreiheit gewährt, wenn keine schwerere 
Strafe als Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
und Geldstrafe, allein oder nebeneinander, 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes rechts- 
kräftig verhängt oder zu erwarten ist. 

(2) Ohne Rücksicht auf die Höhe der Strafe 
wird Straffreiheit gewährt, wenn der Täter 
freiwillig frühere unwahre Angaben über die 
persönlichen Verhältnisse des Betroffenen ge- 
genüber einer Behörde berichtigt hat, oder 
wenn er sie nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes spätestens bis 1. August 1954 frei- 
willig gegenüber der Polizeibehörde seines 
Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts- 
ortes gemäß den polizeilichen Meldevor- 
schriften berichtigt. Dies gilt auch für Taten, 
die nach dem Stichtag (§1) f ortdauern. 

(3) Befindet sich der Täter beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht in dessen Gel- 
tungsbereich oder ist er an der Einhaltung 
der Frist ohne eigenes Verschulden verhin- 
dert, so endet die Frist des Absatzes 2 erst 
sechs Monate, nachdem er den Geltungsbe- 
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reich dieses Gesetzes betreten hat oder das 
Hindernis weggefallen ist. 


§4 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Geldbußen wegen Ordnungswidrigkei- 
ten (§ 18) bis zu 10000 Deutsche Mark, die 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes rechts- 
kräftig verhängt und noch nicht vollstreckt 
sind, werden erlassen. 

(2) Anhängige Verfahren werden einge- 
stellt, wenn Geldbußen wegen Ordnungswid- 
rigkeiten bis zu 10 000 Deutsche Mark zu 
erwarten sind. Unter denselben Voraussetzun- 
gen werden neue Verfahren nicht eingeleitet. 

(3) Geldstrafen, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rechtskräftig verhängt und 
noch nicht vollstreckt sind, werden erlassen, 
wenn die Tat nur als Übertretung strafbar 
und lediglich Geldstrafe zu erwarten ist. 

(4) Unter denselben Voraussetzungen wer- 
den neue Verfahren nicht eingeleitet. 


§5 


Steuer- und Monopolvergehen 

(1) Für Steuervergehen (§ 392 der Reichs- 
abgabenordnung) und Mon opolverg ehen 
(§§ 119 bis 126 des Gesetztes über das Brannt- 
weinmonopol) wird Straffreiheit nach diesem 
Gesetz nur unter den in § 2 bezeichneten 
Voraussetzungen und nur bei Taten gewährt, 
die nach den Vorschriften über 

Steuerordnungswidrigkeiten 
(§413 der Abgabeordnung) oder 
Monopolordnungswidrigkeiten 
(§§ 125, 126 des Branntweinmonopol- 
gesetzes) 

strafbar sind. Bei rechtskräftig verhängter 
Geldstrafe, die noch nicht in Freiheitsstrafe 
umgewandelt ist (§ 470 Reichs ab gabenord- 
nung) kommt es auf die Höhe der zu er- 
wartenden Ersatzfreiheitsstrafe an. 

(2) Zuwiderhandlungen gegen den Arti- 
kel IX des Anhanges zum Gesetz Nr. 64 der 
Militärregierung vom 20. Juni 1948 (WiGBl. 
Beilage Nr. 4 S. 11) und gegen die entspre- 
chenden Vorschriften der Länder der fran- 
zösischen Zone sind von der Straffreiheit 
nach diesem Gesetz ausgeschlossen. 


§6 

Interzonengeschäfte 

(1) Für Wirtschaftsstraftaten, die gegen die 
Vorschriften über Interzonengeschäfte ver- 
stoßen (§ 18) wird über § 2 hinaus Straffrei- 
heit gewährt, wenn die Tat vor dem 1. April 
1951 begangen worden und keine schwerere 
Strafe als Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren 
und Geldstrafe, allein oder nebeneinander, 
beim Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtskräf- 
tig verhängt oder zu erwarten ist. § 2 Abs. 3 
gilt entsprechend. 

.(2) Für Ordnungswidrigkeiten (§ 18), die 
gegen die Vorschriften über Interzonenge- 
schäfte verstoßen und vor dem 1. April 1951 
begangen worden sind, wird Straffreiheit 
nach § 4 Abs. 1, 2, 4 ohne Rücksicht auf die 
Höhe der Geldbuße gewährt. 


§7 

Ausschluß von der Straffreiheit 

Ausgeschlossen von der Straffreiheit nach 
diesem Gesetz sind Zuwiderhandlungen, die 
auf Gewinnsucht beruhen oder bei denen die 
Art der Ausführung oder die Beweggründe 
eine gemeine Gesinnung des Täters erkennen 
lassen. 


§8 

Ausschluß von Vorstrafen 

Vorstrafen, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes getilgt oder tilgungsreif sind oder 
der beschränkten Auskunft unterliegen, blei- 
ben bei der Prüfung, ob die Straffreiheit 
nach diesem Gesetz durch Vorstrafen ausge- 
schlossen wird, außer Betracht. Dies gilt für 
die Anordnung der Unterbringung in einem 
Arbeitshaus entsprechend. 


§9 


Zusammentreffen mehrerer Straftaten 


(1) Hat ein Täter mehrere selbständige 
Straftaten begangen, die einzeln unter dieses 
Gesetz fallen, so kommt es für die Straffrei- 
heit auf die Höhe der erkannten oder zu bil- 
denden Gesamtstrafe und, soweit eine Ge- 
samtstrafe nicht zu bilden ist, auf die Summe 
der Freiheitsstrafen oder Ersatzfreiheitsstra- 
fen an. 

(2) Enthält eine Gesamtstrafe eine Einzel- 
strafe wegen einer Straftat, für die Straffrei- 
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heit gewährt wird, oder mehrere solche Ein- 
zelstrafen, so ist die Gesamtstrafe angemessen 
herabzusetzen. Die Entscheidung (§ 458 der 
Strafprozeßordnung) darüber wird von dem 
Gericht erlassen, das die Strafe verhängt hat, 
für die Straffreiheit gewährt wird. Wird für 
mehrere Einzelstrafen Straffreiheit gewährt, 
so gilt § 462 Abs. 3 der Strafprozeßordnung. 

(3) Ist eine Gesamtstrafe aus Einzelstrafen 
zu bilden, von denen nur die eine unter die- 
ses Gesetz fällt, so bleibt sie bei der Bildung 
der Gesamtstrafe außer Betracht. Mehrere 
solcher Einzelstrafen bleiben unberücksichtigt, 
wenn für eine aus ihnen zu bildende Gesamt- 
strafe nach diesem Gesetz Straffreiheit ge- 
währt werden würde. 

§ 10 

Nebenstrafen und Nebenfolgen 

Der Straferlaß erstreckt sich auf Neben- 
strafen, soweit sie noch nicht vollstreckt sind, 
und auf gesetzliche Nebenfolgen. Er erstreckt 
sich ferner auf rückständige Bußen, die in die 
Staatskasse oder in die Kasse einer gemein- 
nützigen Einrichtung fließen, und auf rück- 
ständige Kosten, auch wenn die Strafe bei 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits voll- 
streckt war. 

§ 11 

Besondere Maßnahmen 

(1 ) Soweit für Ordnungswidrigkeiten gemäß 
§ 4 dieses Gesetzes Straffreiheit gewährt wird, 
werden die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
verhängten und noch nicht vollstreckten 
Maßregeln der Abführung des Mehrerlöses 
ohne Rücksicht auf die Höhe des festgestell- 
ten Mehrerlöses erlassen. 

(2) Soweit für Monopolordnungswidrig- 
keiten gemäß. § 5 dieses Gesetzes Straffrei- 
heit gewährt wird, lebt die Vergünstigung, 
unter Abfindung zu brennen, wieder auf 
(§ 116 a Abs. 1 Ziff. 6 der Verordnung zur 
Änderung der Brennereiordnung vom 7. De- 
zember 1944 - Reichsministerialbl. Nr. 21 -). 

(3) In allen übrigen Fällen gilt folgende 
Regelung: 

a) Maßregeln der Sicherung und Besserung 
sowie Einziehung, Ersatzeinziehung, Un- 
brauchbarmachung, Verfallerklärung und 
Abführung des Mehrerlöses werden von 
dem Straferlaß und der Einstellung des 
Verfahrens nicht berührt. Dasselbe gilt 
für die Befugnis zur Beseitigung eines 
gesetzwidrigen Zustandes. 


b) Die im Absatz 1 bezeichneten Maßnah- 
men werden in einem selbständigen Ver- 
fahren angeordnet. 

c) Uber die Anordnung von Maßregeln der 
Sicherung und Besserung kann im selb- 
ständigen Verfahren nur auf Grund 
mündlicher Verhandlung durch Urteil 
entschieden werden. Für das selbständige 
Verfahren gilt § 429 b Abs. 1, 2 der Straf- 
prozeßordnung über das Sicherungsver- 
fahren sinngemäß. 

d) Das selbständige Verfahren zur Anord- 
nung der Einziehung, Ersatzeinziehung, 
Unbrauchbarmachung, Verfallerklärung, 
Abführung des Mehrerlöses und Beseiti- 
gung eines gesetzwidrigen Zustandes rich- 
tet sich nach den §§ 430 bis 432 der 
Strafprozeßordnung. Bei Ordnungswid- 
rigkeiten ist § 26 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten maßgebend. 

e) Anhängige oder künftig eingeleitete Ver- 
fahren werden weitergeführt, soweit sie 
die Anordnung der im Absatz 1 bezeich- 
net en Maßnahmen betreffen. In solchen 
Verfahren kann über die Anordnung der 
Maßnahmen durch Beschluß entschieden 
werden, wenn dies in einem selbständigen 
Verfahren zulässig wäre. 

S 12 

Sondervorschriften 
für Jugendliche und Heranwachsende 

(1) Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel 
nach dem Jugendgerichtsgesetz mit Aus- 
nahme des Jugendarrestes werden durch die- 
ses Gesetz nicht berührt. Ist eine Jugend- 
strafe, die zur Bewährung ausgesetzt war, 
nach diesem Gesetz erlassen, so bleiben die 
für die Bewährungszeit angeordneten Bewäh- 
rungsauflagen als selbständige Erziehungs- 
maßregeln oder Zuchtmittel bestehen. 

(2) Jugendarrest, der beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes rechtskräftig verhängt und 
noch nicht vollstreckt ist, wird erlassen, wenn 
nach diesem Gesetz für Freiheitsstrafe von 
gleicher Dauer Straffreiheit gewährt werden 
würde. 

(3) Wäre nach diesem Gesetz ein anhän- 
giges oder künftig eingeleitetes Strafverfah- 
ren gegen Jugendliche oder Heranwachsende 
einzustellen, so kann es mit dem Ziel fortge- 
setzt werden, Erziehungsmaßregeln oder 
Zuchtmittel anzuordnen. Auf Jugendarrest 
darf nicht erkannt werden, wenn nach diesem 
Gesetz für Freiheitsstrafe von gleicher Dauer 
Straffreiheit gewährt werden würde. 
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(4) Hat der Täter mehrere selbständige 
Handlungen begangen und ist einheit- 
lich Jugendarrest oder Jugendstrafe verhängt 
oder zu verhängen (§31 des Jugendgerichts- 
gesetzes), so gilt § 8 sinngemäß. Für nachträg- 
liche Entscheidungen (§ 8 Abs. 2) ist das Ge- 
richt zuständig, das einheitlich Jugendarrest 
oder Jugendstrafe verhängt hat. 

§ 13 

Verfahrensvorschriften für Strafverfahren 

(1) Auf Antrag eines Beteiligten entscheidet 
über die Einstellung eines vorbereitenden 
Strafverfahrens das Gericht, das für das 
Hauptverfahren zuständig wäre. Gegen den 
Beschluß ist sofortige Beschwerde zulässig. 

(2) Wird ein gerichtlich anhängiges Straf- 
verfahren vor der Eröffnung des Hauptver- 
fahrens auf Grund dieses Gesetzes durch Be- 
schluß eingestellt, so steht der Staatsanwalt- 
schaft die sofortige Beschwerde zu. Der Be- 
schluß, der die Anwendbarkeit dieses Gesetzes 
verneint, ist nicht anfechtbar. 

(2) Ist rin Strafverfahren durch einen nicht 
mehr anfechtbaren Gerichtsbeschluß auf 
Grund dieses Gesetzes eingestellt worden, so 
kanr wegen der Tat nur auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel Anklage erho- 
ben werden. 

(4) Über Einwendungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes gegen die Zulässigkeit der 
Vollstreckung dnes rechtskräftigen Straf- 
oder Beschwerdrbescheides oder einer Unter- 
werfung (§§ 445, 447, 452 der Reichsabgaben- 
ordnung) erhoben werden, entscheidet das Ge- 
richt, das nach der Reichsabgabenordnung für 
die gerichtliche Entscheidung nach einem Straf- 
bescheid zuständig wäre. Gegen den Beschluß 
ist sofortige Beschwerde zulässig. 

§ H 

Verfahrensvorschriften für Bußgeldverfahren 

(1) Uber die Einstellung eines nicht gericht- 
lich anhängigen Bußgeldverfahrens und über 
Einwendungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
gegen die Zulässigkeit der Vollstreckung eines 
rechtskräftigen Bußgeldbescheides oder einer 
Unterwerfung erhoben werden, entscheidet 
auf Antrag eines Beteiligten das Gericht, das 
für die Entscheidung über einen Bußgeldbe- 
scheid zuständig wäre. Gegen den Beschluß 
ist sofortige Beschwerde zulässig. 

(2) Wird ein gerichtlich anhängiges Buß- 
geldverfahren auf Grund dieses Gesetzes ein- 


gestellt, so steht der Verwaltungsbehörde die 
sofortige Beschwerde zu. Der Beschluß, der 
die Anwendbarkeit dieses Gesetzes vor der 
Entscheidung über den Bußgeldbescheid ver- 
neint, ist nicht anfechtbar. 

(3) Ist ein Bußgeldverfahren durch einen 
nicht mehr anfechtbaren Gerichtsbeschluß auf 
Grund dieses Gesetzes eingestellt worden, so 
kann wegen der Tat nur auf Grund neuer 
Tatsachen oder Beweismittel ein Bußgeldbe- 
scheid erlassen oder Anklage erhoben werden. 


§ 15 


Antrag auf Durchführung des Verfahrens 

(1) Wird ein wegen Verbrechens oder Ver- 
gehens gerichtlich anhängiges Verfahren 
außerhalb der Hauptverhandlung auf Grund 
dieses Gesetzes eingestellt, so kann der Ange- 
schuldigte, der seine Unschuld geltend macht, 
die Fortsetzung des Verfahrens beantragen. 
Zieht das Gericht in der Hauptverhandlung 
die Einstellung eines solchen Verfahrens in 
Erwägung, so ist dem Angeklagten Gelegen- 
heit zur Stellung des Antrages zu geben. Das 
Gericht kann die Hauptverhandlung aus- 
setzen. 

(2) Der Antrag kann nur binnen einer 
Woche nach der Bekanntgabe des Einstel- 
lungsbeschlusses, in der Hauptverhandlung 
nur bis zur Beendigung der Schlußvorträge 
gestellt werden. Für die Antragsbefugnis und 
die Zurücknahme des Antrages gelten die 
§§ 297 bis 299, 302, 303 der Strafprozeßord- 
nung entsprechend. Gegen den Beschluß, der 
den Antrag auf Fortsetzung des Verfahrens 
ablehnt, ist sofortige Beschwerde zulässig. 

(3) Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, so 
ist das Verfahren nach den allgemeinen Ver- 
fahrensvorschriften fortzusetzen. Wäre der 
Angeklagte bei Nichtanwendung dieses Ge- 
setzes freizusprechen, so wird auf Freispre- 
chung erkannt. 

(4) Wird das fortgesetzte Verfahren auf 
Grund dieses Gesetzes eingestellt, so hat der 
Angeklagte die notwendigen Auslagen der 
Beteiligten und die durch die Fortsetzung des 
Verfahrens entstandenen Kosten wie ein Ver- 
urteilter zu tragen. 


§ 16 

Kosten bei Privatklage und Nebenklage 

(1) War das nach diesem Gesetz eingestellte 
Verfahren auf Privatklage eingeleitet, so wer- 
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den die Kosten des Verfahrens niedergeschla- 
gen. Die dem Privatkläger und dem Beschul- 
digten erwachsenen notwendigen Auslagen 
kann das Gericht angemessen verteilen oder 
nach pflichtgemäßem Ermessen einem der Be- 
teiligten auferlegen. 

(2) Für die Nebenklage gelten diese Vor- 
schriften entsprechend. 

§ 17 

Strafregister 

(1) Strafregistervermerke über Verurteilun- 
gen wegen Wirtschaftsstraftaten (§17 Abs. 2) 
werden getilgt, wenn die Verurteilung 

1 . vor dem 8. Mai 1945 ergangen und Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Jahren und Geld- 
strafe, allein oder nebeneinander, verhängt 
worden ist, 

2. vor dem 31. Dezember 1949 ergangen und 
Gefängnisstrafe bis zu einem Jahr, Haft 
und Geldstrafe, allein oder nebeneinander, 
verhängt worden ist. 

Dies gilt nicht, wenn der Täter zugleich we- 
gen anderer Straftaten oder Rechtsverletzun- 
gen verurteilt worden ist. 

(2) Strafregistervermerke über Verurteilun- 
gen durch Spruchgerichte auf Grund der Ver- 
ordnung Nr. 69 der Britischen Militärregie- 
rung S. 405) werden getilgt, wenn Freiheits- 
strafe bis zu fünf Jahren, Vermögenseinzie- 
hung und Geldstrafe, allein oder nebeneinan- 
der, verhängt worden ist. Enthalt eine Ge- 
samtstrafe eine Einzelstrafe auf Grund einer 
solchen Verurteilung, so ist die Gesamtstrafe 
angemessen herabzusetzen, soweit es sich um 
die Durchführung der Tilgung im Strafregi- 
ster handelt. Die Entscheidung (§ 458 der 
Strafprozeßordnung) darüber wird von dem 
Gericht erlassen, das die Gesamtstrafe ge- 
bildet hat. 

(3) Wird das Strafregister außerhalb des 
Geltungsbereiches dieses Gesetzes geführt, so 
stellt die Strafvollstreckungsbehörde auf An- 
trag des Verurteilten fest, ob die Vorausset- 
zungen der Tilgung nach den Absätzen 1, 2 
erfüllt sind. Ist eine Strafvollstreckungs- 
behörde im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
nicht zuständig, so obliegt die Feststellung 
der Staatsanwaltschaft bei dem Landgericht, 
in dessen Bezirk sich der Wohnsitz oder ge- 
wöhnliche Aufenthaltsort des Verurteilten 
befindet. Jede Entscheidung über den Antrag 
ist dem Bundesstrafregister mitzuteilen. Sie 
bindet alle Gerichte und Behörden im Gel- 


tungsbereich dieses Gesetzes. Wird die Ent- 
scheidung, die dem Antrag stattgibt, im Bun- 
desstrafregister eingetragen, so gilt die Strafe 
als getilgt. 

§ 18 

Begriffsbestimmungen 

(1) Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 4 
sind Handlungen, auf die das Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 177) nach dessen § 3 an- 
wendbar ist oder die Vorschriften des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes in der Fassung vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) über Ord- 
nungswidrigkeiten oder die entsprechenden 
Vorschriften des Berliner Wirtschaftsstrafge- 
setzes vom 28. April 1950 (WiGBl. S. 153) 
anwendbar waren. 

(2) Wirtschaftsstraftaten im Sinne des § 17 
sind strafbare Zuwiderhandlungen gegen 

1. die §§ 1 bis 5 und 7 bis 21 des Wirtschafts- 
strafgesetzes vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193), 

2. die Vorschriften, die in § 102 des in Nr- 1 
bczeichneten Wirtschaftsstrafgesetzes und 
§ 34 des Bewirtschaftungsnotgesetzes vom 
30. Oktober 1947 (WiGBl. 1948 S. 3) auf- 
geführt sind, 

3. das Gesetz gegen Preistreiberei vom 28. Ja- 
nuar 1949 (WiGBl. S. 11), 

4. § 11 des Energienotgesetzes vom 10. Juni 
1949 (WiGBl. 'S. 87)', 

5. die Vorschriften, die in § 104 des Güter- 
kraftverkchrsgesetzes vom 17. Oktober 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 697) aufgeführt 
sind, 

6. das Kontrollratsgesetz Nr. 50 (Amtsbl. 
Kontrollrat S. 266) und die Verordnungen 
Nr. 14 der Amerikanischen und Nr. 89 der 
Britischen Militärregierung (Amtsbl. der 
Amerikanischen Militärregierung E S. 6; 
Amtsbl. der Britischen Militärregierung 
S. 533), 

7. sonstige Vorschriften über Wirtschaftslen- 
kung und Wirtschaftsüberwachung, insbe- 
sondere über die Bewirtschaftung und 
Marktregelung auf dem Gebiet der gewerb- 
lichen Wirtschaft, der Verkehrswirtschaft, 
der Landwirtschaft, der Ernährung und 
der Forstwirtschaft. 

(3) Verstöße gegen die Vorschriften über 
Interzonengeschäfte im Sinne des § 4a sind 
Zuwiderhandlungen gegen 

1. das Gesetz Nr. 53 der Amerikanischen und 
der Britischen Militärregierung (Neufas- 
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sung) vom 18. September 1949 oder die 
Verordnung Nr. 235 des Französischen 
Hohen Kommissars vom 18. September 
1949 über Devisenbewirtschaftung und 
Kontrolle des Güterverkehrs, allein oder 
in Verbindung mit dem Gesetz Nr. 33 der 
Alliierten Hohen Kommission über Devi- 
senbewirtschaftung vom 2. August 1950 
(Amtsbl. AHK S. 514), 

2. die Berliner Anordnung zur Durchführung 
des Abkommens über den Interzonenhan- 
del 1949/50 (Frankfurter Abkommen) vom 
30. Dezember 1949 (Verordnungsbl. für 
Berlin 1950 I S. 5), 

3. die Berliner Verordnung über Devisenbe- 
wirtschaftung und Kontrolle des Güterver- 
kehrs vom 15. Juli 1950 (Verordnungsbl. 
für Berlin I S. 304) allein oder in Verbin- 
dung mit der Berliner Verordnung Nr. 503 
zur Ergänzung der Verordnung über De- 
visenbewirtschaftung und Kontrolle des 
Güterverkehrs vom 19. Dezember 1950 
(Verordnungsbl. für Berlin 1951 I S. 51), 


4. Vorschriften, die durch die in Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Vorschriften aufgehoben wor- 
den sind, soweit die Vorschriften oder die 
dazu erlassenen Durchführungsbestimmun- 
gen sich auf den Verkehr zwischen dem 
Bundesgebiet oder dem Land Berlin einer- 
seits, der sowjetisch besetzten Zone oder 
dem sowjetischen Sektor von Berlin ande- 
rerseits beziehen. 

§ 19 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4.. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine Ver- 
kündung folgenden Tag in Kraft. 


Bonn, den 9. Februar 1954 
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Funk 
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Kahn 

Karpf 
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Lucker (München) 
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Miller 
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Dr. Oesterle 

Frau Dr. Probst 

Freiherr Riederer von Paar 

Dr. Rinke 

Dr.-Ing. E. h. Schuberth 
Schütz 

Spies (Emmenhausen) 

Graf von Spreti 

Stiller 

Unertl 

Wacher (Hof) 

Wieninger 

Wittmann 
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